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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über ihre Bemühungen zur Stärkung der 
gesetzgeberischen Befugnisse des Europäischen Pariaments 2009 


Der Berichtszeitraum 2009 war vor allem geprägt durch 
die Bemühungen der Bundesregierung um das Inkraft- 
treten des Vertrages von Lissabon, den die Staats- und 
Regierungschefs bereits am 13. Dezember 2007 unter- 
zeichnet hatten und der durch alle 27 Mitgliedstaaten rati- 
fiziert werden musste. Der Vertrag über eine Reform der 
vertraglichen Grundlagen der Europäischen Union (EU), 
der eine weitere deutliche Stärkung des Europäischen 
Parlaments und damit der demokratischen Legitimation 
der EU vorsieht, ist am 1 . Dezember 2009 in Kraft getre- 
ten. 

In Deutschland wurde die völkerrechtliche Ratifizierung 
am 25. September 2009 durch Hinterlegung der Ratifika- 
tionsurkunde in Rom abgeschlossen. Die Bundesregie- 
rung hatte das Ratifikationsverfahren bereits frühzeitig 
eingeleitet. Der Deutsche Bundestag stimmte dem Vertrag 
am 24. April 2008 und der Bundesrat am 23. Mai 2008 zu. 
Das Zustimmungsgesetz zum Vertrag von Lissabon und 
das Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes wurden vom 
Bundespräsidenten am 8. Oktober 2008 ausgefertigt und 
im Bundesgesetzblatt verkündet. Unter Berücksichtung 
des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum Vertrag 
von Lissabon vom 30. Juni 2009 wurde das ursprüngliche 
Begleitgesetz durch ein Paket von vier Gesetzen ersetzt. 
Drei dieser Gesetze traten am 25. September 2009 in 
Kraft. Das Gesetz zur Umsetzung der Grundgesetzände- 
rung für die Ratifizierung des Vertrags von Lissabon ist 
am 4. Dezember 2009 in Kraft getreten. 

Wichtige Voraussetzung für das Inkrafttreten des Vertrags 
von Lissabon war das Referendum in Irland am 2. Okto- 
ber 2009, bei dem über 67 Prozent der irischen Bevölke- 
rung mit „Ja“ stimmten. Das erfolgreiche Referendum 
wurde ermöglicht durch die politische Einigung des Euro- 
päischen Rats am 18./19. Juni 2009 über ein Paket für 
Irland, das insbesondere die Fortgeltung des Prinzips 
„1 Kommissar pro Mitgliedstaat“ und rechtliche Garan- 
tien zu Steuern, irischer Neutralität sowie zum Recht auf 
Leben, Familie und Bildung umfasste. Diese rechtlichen 
Garantien sollen im zeitlichen Zusammenhang mit dem 


nächsten Beitrittsvertrag auch primärrechtlich in Form ei- 
nes Protokolls ratifiziert werden. 

Beim Europäischen Rat vom 29. /30. Oktober 2009 
wurde Tschechien die spätere Aufnahme in das Proto- 
koll Nr. 30, das Sonderregelungen für die Anwendung 
der Grundrechtecharta für Großbrifannien und Polen 
vorsieht, politisch zugesagt. Ein entsprechendes Ergän- 
zungsprotokoll soll ebenfalls parallel zur Ratifikation 
des nächsten Beitrittsvertrages ratifiziert werden. Am 
13. November 2009 konnte mit der Hinterlegung der 
tschechischen Ratifikationsurkunde der europäische Ra- 
tifikationsprozess endgültig abgeschlossen werden. 

Im Vertrag von Lissabon ist es unter anderem gelungen, 
die bereits im gescheiterten Verfassungsvertrag vorgese- 
hene Ausweitung der gesetzgeberischen Befugnisse des 
Europäischen Parlaments weitgehend unverändert zu 
übernehmen. Die für das Europäische Parlamenf im Ver- 
frag vorgesehenen wichtigsfen Neuerungen sind: 

1. Die Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens, das 
als „ordentliches Gesetzgebungsverfahren“ nun zur 
Regel geworden ist, und auf 86 Politikbereiche An- 
wendung findet. Zu den neuen Feldern gehören insbe- 
sondere die Gemeinsame Agrar- und Fischereipolitik, 
sowie weite Bereiche der Politik des Raums der Frei- 
heit, der Sicherheit und des Rechts. 

2. Die Unterscheidung zwischen obligatorischen und 
nicht-obligatorischen Ausgaben im Haushaltsverfah- 
ren fällt künftig weg. Damit entscheiden Rat und Eu- 
ropäisches Parlament in beiden Bereichen künftig als 
gleichberechtigte Teile der Haushaltsbehörde. Ohne 
Zustimmung des Europäischen Parlaments wird kein 
Haushalt mehr zustande kommen. 

3. Schließlich wird der Präsident der Kommission zu- 
künftig durch das Europäische Parlament gewählt. 
Das alleinige Vorschlagsrecht verbleibt beim Europäi- 
schen Rat, der allerdings bei seinem Vorschlag die Er- 
gebnisse der Wahlen zum Europäischen Parlament be- 
rücksichtigt. 


Zugeleitet mit Schreiben des Auswärtigen Amts vom 19. April 2010 gemäß Beschluss vom 15. Juni 1989 (Bundestags- 
drucksache 11/4751). 
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Auch die Zusammensetzung des Europäischen Parlaments 
ändert sich mit dem Vertrag von Lissabon, der eine Höchst- 
grenze von 751 Abgeordneten vorsieht (Nizza: 736). Spa- 
nien hat im Dezember 2009 einen Entwurf zur Änderung 
des Protokolls Nr. 36 über die Übergangsbestimmungen im 
Anschluss an das Inkrafttreten des Vertrages vorgelegt, 
nach dessen Ratifizierung die im Vertrag von Lissabon vor- 
gesehenen zusätzlichen Abgeordneten noch in der laufen- 
den Legislaturperiode ihren Sitz einnehmen können. So 
hätte das Europäische Parlament für den Rest der Legis- 
laturperiode 754 Abgeordnete. Deutschland würde seine 
99 Abgeordneten behalten. Der spanische Vorschlag wird 
nun in den zuständigen Gremien behandelt. 
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